Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 806 


Mündlidier Beridit 


des Reditsaussdiusses 
(12. Ausschuß) 


Über die Streitsachen vor dem Bundesverfassungsgericht 
betr. Aussetzungsbeschlüsse 

1. des Oberverwaltungsgerichts für die Länder Nicdersachsen 
und Schleswig-Holstein in Lüneburg vom 19. Januar 1955 
— Az. 1 BvL 36, 37, 38 und 39/55 — 

2. des Landesverwaltungsgerichts Hannover 

vom 30. April 1955 — Az. 1 BvL 40, 41 und 43/55 — 

vom 22. Juni 1955 — Az. 1 BvL 44/55 — und 
vom 31. August 1955 — Az. 1 BvL 46 und 47/55 — 

3. des Landesverwaltungsgerichts Köln 
vom 5. April 1955 — Az. 1 BvL 45/55 — 

4. des Amtsgerichts Rottweil 

vom 16. Juli 1955 — Az. 1 BvL 50/55 — 

5. des Oberlandesgerichts Hamm 

vom 22. Mai 1956 — Az. 1 BvL 34/56 — 

hier: Schreiben des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Juli 
1958 und 28. November 1958; Schriftsatz des Bundes- 
ministers für Wirtschaft vom 17. Oktober 1958 
~ Z R f — 1910/58 — 

wegen Vereinbarkeit der Vorschriften der §§ 1, 7 Abs. 1 und 2 
der Handwerksordnung vom 17. September 1953 (BGBl. I 
S. 1411) mit dem Grundgesetz. 

Beri(±iterstatterin : 

Abgeordnete Frau Dr. Kuchtner 

Antrag des Aussciiusses 

Der Bun(iestag wolle bes(±iließen; 

In Ausführung des Bes(±ilusses des Deuts(±ien Bundestages in 
seiner 183. Sitzung vom 11. Januar 1957 — Drucksache 3016 
der 2. Wahlperiode — wird die Abgeordnete Frau Dr. Kuchtner 
beauftragt, nachstehende weitere Äußerung für den Deutschen 
Bundestag schriftlich abzugeben. 

Bonn, den 20. Januar 1959 

Der Rechtsausschuß 

Hoogen Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Drude: Buchdrudcerei Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 35 51 
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Äußerung der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner 
für den Deutschen Bundestag 

Der Deutsche Bundestag hat zur Frage der Verfassungsmäßig- 
keit der angefochtenen Bestimmungen §§ 1, 7 Abs. 1 und 2 
sowie § 111 Abs. 1 Nr. 1 der Handwerksordnung vom 7. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 141 1) in seiner Sitzung vpm 1 1. Januar 1957 
Stellung genommen. Das Ergebnis dieser Stellungnahme ist im 
Schreiben vom 14. Januar 1957 an das Bundesverfassungsge- 
richt niedergelegt. Demnach hält der Deutsche Bundestag die 
angefochtenen Bestimmungen der Handwerksordnung mit dem 
Grundgesetz, insbesondere mit dessen Artikel 12 über das 
Grundrecht der Berufsfreiheit, für vereinbar. Inzwischen hat 
das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 11. Juni 1958 
— 1 BvR 596/56 (BVerfGE 7/377) — sich anläßlich einer Ver- 
fassungsbeschwerde gegen die Versagung der Erlaubnis zum 
Betrieb einer Apotheke mit der Auslegung des Artikels 12 
Abs. 1 GG befaßt und dabei über Inhalt und Grenzen dieses 
Grundrechts folgende Leitsätze entwickelt: 

1. In Artikel 12 Abs. 1 GG wird nicht die Gewerbefreiheit 
als objektives Prinzip der Gesellschafts- und Wirtsciiafts- 
ordnung proklamiert, sondern im einzelnen das Grundrecht 
gewährleistet, Jede erlaubte Tätigkeit als Beruf zu ergreifen. 

2. Wenn eine Tätigkeit in selbständiger und in unselbstän- 
diger Form ausgeübt werden kann und beide Formen der 
Ausübung eigenes soziales Gewicht haben, so ist auch die 
Wahl der einen oder der anderen Form der Berufstätigkeit 
und der Übergang von der einen zur anderen eine Berufs- 
wahl im Sinne des Artikels 12 Abs. 1 GG. 

3. Die Regelungsbefugnis nach Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 GG er- 
strecktsich auf Berufsausübung und Berufswahl, aber nidit auf 
beide in gleicher Intensität. Sie ist um der Berufsausübung 
willen gegeben und darf nur unter diesem Blickpunkt allen- 
falls auch in die Freiheit der Berufswahl eingreifen. Inhalt- 
lich ist sie um so freier, je mehr sie reine Ausübungsrege- 
lung ist, um so enger begrenzt, je mehr sie auch die Berufs- 
wahl berührt. 

4. Das Grundrecht soll die Freiheit des Individuums schützen, 
der Regelungsvorbehalt ausreichenden Schutz der Gemein- 
schaftsinteressen sicherstellen. Aus der Notwendigkeit, 
beiden Forderungen gerecht zu werden, ergibt sich für das 
Eingreifen des Gesetzgebers ein Gebot der Differenzierung 
etwa nach folgenden Grundsätzen; 

a) Die Freiheit der Berufsausübung kann besdiränkt werden, 
soweit vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls es 
zweckmäßig erscheinen lassen; der Grundrechtsschutz 
beschränkt sich auf die Abwehr in sich verfassungs- 
widriger - weil etwa übermäßig belastender -■ und nicht 
zumutbarer Auflagen. 
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b) Die Freiheit der Berufswahl darf nur eingeschränkt 
werden, soweit der Schutz besonders wichtiger Gemein- 
schaftsgüter es zwingend erfordert. Ist ein solcher Ein- 
griff unumgänglich, so muß der Gesetzgeber stets die- 
jenige Form des Eingriffs wählen, die das Grundrecht 
am wenigsten beschränkt. 

c) Wird in die Freiheit der Berufswahl durch Aufstellung 
bestimmter Voraussetzungen für die Aufnahme des Berufs 
eingegriffen, so ist zwischen subjektiven und objektiven 
Voraussetzungen zu unterscheiden; für die subjektiven 
Voraussetzungen (insbesondere Vor- und Ausbildung) 
gilt das Prinzip der Verhältnismäßigkeit in dem Sinn, 
daß sie zu dem angestrebten Zweck der ordnungsmäßigen 
Erfüllung der Berufstätigkeit nicht außer Verhältnis 
stehen dürfen. 

d) Regelungen nach Artikel 12 Abs. 1 Satz 2 GG müssen 
stets auf der „Stufe" vorgenommen werden, die den 
geringsten Eingriff in die Freiheit der Berufswahl mit 
sich bringt; die nächste Stufe darf der Gesetzgeber erst 
dann betreten, wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit dar- 
getan werden kann, daß die befürchteten Gefahren mit 
(verfassungsmäßigen) Mitteln der vorausgehenden Stufe 
nicht wirksam erschöpft werden können. 

5. Das Bundesverfassungsgericht hat zu prüfen, ob der Gesetz- 
geber die sidi hiernach ergebenden Beschränkungen seiner 
Regelungsbefugnis beaditet hat. 

Im Hinblick hierauf hat das Bundesverfassungsgericht mit 
Sdireiben vom 10, Juli 1958 dem Deutschen Bundestag anheim- 
gestellt, die bisherige Stellungnahme zu überprüfen und ge- 
gebenenfalls zu ergänzen. 

Der Deutsche Bundestag sieht keinen Anlaß, von seiner bis- 
herigen Stellungnahme abzugehen. 

Der Gesetzgeber hat in den angefochtenen Bestimmungen der 
§§ 1 und 7 der Handwerksordnung die Aufnahme eines selb- 
ständigen Handwerksberufs von der Eintragung in die Hand- 
werksrolle abhängig gemacht. Diese Eintragung in die Hand- 
werksrolle ist grundsätzlich vom Bestehen der Meisterprüfung 
abhängig. Damit ist zunächst eine Bestimmung über die Be- 
rufsausübung getroffen (vgl. Überschrift des Ersten Teils der 
Handwerksordnung). Daß diese Einschränkungen, wie Nr. 6a 
der Leitsätze vom 11. Juni 1958 ausführt, auf vernünftigen 
Erwägungen im Interesse des Gemeinwohls beruhen, kann 
angesichts der Zielsetzung der Handwerksordnung, den 
Leistungsstand des Handwerks als Lehrwerkstätte der deutschen 
Wirtschaft zu erhalten, nicht in Zweifel gezogen werden. Es 
wird insoweit auf den stenographischen Bericht der 258. Sitzung 
des 1. Deutschen Bundestages S. 12 531 ff. und auf die Stellung- 
nahme der Bundesregierung vom 17. Oktober 1958 — Z R f - 


3 



Drudisadie 806 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


1910/58 — verwiesen. Diese Zielsetzung erscheint dem Deut- 
schen Bundestag aber auch ausreichend, um im Interesse des 
Gemeinwohls etwaige Berufswahleinschränkungen, die durch 
die Anwendung der §§ 1 und 7 der Handwerksordnung ein- 
treten, zu rechtfertigen. Der Deutsche Bundestag , befindet 
sich insoweit in Übereinstimmung mit der Rechtslehre (vgl. 
Scheuner : Das Grundredit der Berufsfreiheit — DVBl. 1958 
S. 845 — und Kraemer : Die präjudizierende Bedeutung des 
Apothekenurteils — DVBl. 1958 S. 850). Danach kann die Er- 
haltung eines Berufsstandes mit bestimmten Funktionen und 
Aufgaben ein überragendes Gemeinschaftsinteresse sein. 

Daß die in §§ 1 und 7 der Handwerksordnung aufgestellten 
Voraussetzungen zur Berufsaufnahme (Ableistung einer Lehr- 
zeit und Ablegung einer Prüfung) derartige sind, daß sie von 
Berufswilligen aus sich heraus erfüllt werden und bei gleichen 
Fähigkeiten von allen erfüllt werden können, ist schon in der 
Stellungnahme vom 14. Januar 1957 ausgeführt. Diese so- 
genannten subjektiven Berufsvoraussetzungen sind auch nicht 
unverhältnismäßig überspannt. Sie entspred:ieii einer bisher 
ungebrochenen Jahrhunderte alten Tradition des deutschen 
Wirtsdiaftslebens und sind damit ein Bestandteil der sozialen 
Struktur Deutschlands. 
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